Gel etz blatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 31 Ausgegeben Danzig, den 30. April 1923 


Inhalt. Verordnung betr. Erwerbsloſenfürſorge (S. 439). — Verordnung über Erhöhung der Schreib⸗ 
und Rechnungsgebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung (S. 439). — Verordnung 
betr. Aenderung der 2 im Verkehr mit Polen (ausſchl. Polniſch Oberſchleſien) (S. 440). — 
Verordnung betr. Aenderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (ausſchl. Polniſch Oberſchleſien) (S. 440). 
— Verordnung über die weitere Erhöhung der Unterſtützungen für Rentenempfänger der Invaliden⸗ und Angeſtellten⸗ 
Verſicherung (S. 441). 


154 Verordnung 
betreffend die Höhe der Erwerbsloſenunterſtützung. Vom 24. 4. 1923. 
Auf Grund des $ 16 des Geſetzes betreffend Erwerbsloſenfürſorge vom 28. 3. 1922 (Geſ.⸗Bl. 
S. 91) wird in Abänderung der Verordnung vom 20. Februar 1923 (Geſ.⸗Bl. S. 326) folgendes 
beſtimmt: 
Die Unterſtützung iſt vom 16. April 1923 ab nach folgenden Sätzen zu gewähren: 
1. für männliche Perſonen 


a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht im Haushalt eines anderen leben. . 2400 M 

b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt eines anderen lebtns 2100 M 

JJ œ6! ...d. ee 1450 M 
2. für weibliche Perſonen : 

a) über 21 Jahre, jofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben . . . 2100 M 

b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt eines anderen leben 1750 M 

RE N ee 1300 M 
3. als Familienzuſchläge für 

en Me Fa IE Te 850 M 

b) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtige Angehörige 700 M 


Danzig, den 24. April 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


155 Verordnung 
über Erhöhung der Schreib: und Rechnungsgebühren des Preußischen Gerichtskoſtengeſetzes 
in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 (Geſetzblatt Seite 392) und der 
Schreibgebühren der Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 426). 
Vom 24. 4. 1923. 
Auf Grund der Ermächtigung im 8 110 Abſ. 1 und 8 114 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichts. 
koſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 (Geſetzblatt Seite 392) und im 
$ 19 der Gebührenordnung für Notare vom 27, März 1923 (Geſetzblatt Seite 426) wird Folgendes beſtim 


* 
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(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 5. 1928). 
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5 ’ 8 1. f a 

Die im 8 110 Abſatz 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden 

Faſſung vom 27. März 1923 und im § 19 der Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923 
vorgeſehene Schreibgebühr wird auf 240 M für die Seite feſtgeſetzt. 

Die im 8 114 Abſatz 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden 
Faſſung vom 27. März 1923 vorgeſehene Stundengebühr für Anfertigung von Rechnungsarbeiten wird 
auf 240 bis 1200 Mark feſtgeſetzt. 

8 3. 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Mai 1923 in Kraft. 
Danzig, den 24. April 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


156 2 Verordnung 
betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen (ausſchl. Polniſch 
a Oberſchleſten). Vom 28. 4. 1923. . 
Auf Grund des § 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 133 ff.) 
wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: f 
Vom 1. Mai 1923 an betragen die Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen (ausſchl. Polniſch 
Oberſchleſien) für die Geſprächseinheit von 3 Minuten Dauer 


für die Entfernung bis 25 km . 1300 M 
RR 7 „ 50 km.. 2600 M 
100 km . . . 3900 M 


" " " n 


und für jede augefangenen weiteren 100 km 1300 M. AÜberſchreiten die Geſpräche die Dauer von 
3 Minuten, ſo wird die Gebühr für die überſchießende Zeit nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 


3 Minuten berechnet. 


u. 


Für dringende Geſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. 
Die Entfernungen werden von Vermittelungsſtelle zu Vermittelungsſtelle nach der Luftlinie 


gemeſſen. 
Die Verordnung betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen (ausſchl. 


Polniſch Oberſchleſten) vom 20. März 1923 (Geſetzbl. S. 356) tritt gleichzeitig außer Kraft. 
Danzig, den 28. April 1923. : 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


15 8 Verordnung f 

betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (ausſchl. Polniſch 

Obberſchleſien). Vom 28. 4. 1923. | 

Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 

(Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: ae 人 

Vom 1. Mai 1923 an beträgt die Telegrammgebühr im Verkehr mit Polen (ausſchl. Polniſch 
Oberſchleſien) auf allen Entfernungen Er SS a 


441 
a) bei gewöhnlichen Telegrammen 300 M für jedes Wort, mindeſtens 3000 M; 
b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 
Die Verordnung betreffend Anderung der 3 im Verkehr mit Polen (ausſchl. 
Polniſch Oberſchleſien) vom 20. März 1923 (Geſetzbl. S. 357) tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 28. April 1923. 了 
as und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


EHE IV 


158 Verordnung 
über die weitere Erhöhung der Unterſtützungen für Nentenempfänger der Invaliden⸗ und 
Angeſtelltenverſicherung. Vom 20. 4. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. 1. 23 — Geſ. Bl. S. 181 — wird folgendes beſtimmt: 

Die Geldbeträge des Geſetzes über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Rentenempfänger 
der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung in der Faſſung der Verordnung vom 13. II. 23 über die 
weitere Erhöhung der Unterſtützungen für Rentenempfänger der Invaliden⸗ u Angeſtelltenverſicherung 
— Geſ. Bl. S. 327 — werden ab 1. III. 23 vervierfacht. 

Erwerbsunfähige, unterhaltsberechtigte Ehegatten im Hausſtand von Denterenpföngen up den 
zulageberechtigten Kindern des Rentenempfängers gleichzuftellen. 


Danzig, den 20. April 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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